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Vorwort 

Obwohl bereits 15 Jahre seit Inkrafttreten des § 613a BGB verstrichen 
sind, zeigt die Vielzahl der neueren höchstrichterlichen Entscheidungen und 
wissenschaftlicher Abhandlungen zum Betriebsübergang, daß z.Z. noch keine 
gesicherte Auffassung über Inhalt, Umfang und Auslegung des § 613a BGB 
besteht. 

Die Ursachen für die bestehende Rechtsunsicherheit sind vielschichtig. Die 
Hauptverantwortung dürfte indes den Gesetzgeber treffen, welcher sowohl 
durch einen zu unbestimmten Gesetzeswortlaut als auch durch die fehlende 
Harmonisierung des § 613a BGB mit anderen Rechtsgebieten (Erbrecht, Kon-
kursrecht, KSchG etc.) einen erheblichen Interpretationsbedarf geschaffen 
hat. Hinzu kommt, daß mögliche Auswirkungen (z.B. als Sanierungshemmnis 
im Konkurs) sowie bestimmte Umgehungsstrategien (z.B. Betriebsstillegun-
gen) im Hinblick auf die neu geschaffene Regelung des § 613a BGB im Jahre 
1972 noch nicht bekannt waren. Die Arbeitsgerichtsbarkeit - vor allem das 
Bundesarbeitsgericht - welche dadurch in die Funktion eines Ersatzgesetzge-
bers gedrängt wird, kann dieser atypischen Aufgabenzuweisung aus Gründen 
der Arbeitsüberlastung häufig nicht gerecht werden. Es verwundert daher 
nicht, daß Arbeitgeber und Arbeitnehmer in einem Rechtsstreit gleicherma-
ßen der Versuchung ausgesetzt sind, diesen weiten Interpretationsspielraum 
in bezug auf § 613a BGB durch eine einseitige, interessenorientierte Ausle-
gung auszufüllen oder aber bestimmte Umgehungs- oder Ausweitungstakti-
ken durchzusetzen. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es gerechtfertigt, der Vielzahl von wis-
senschaftlichen Abhandlungen über den Betriebsübergang eine weitere hinzu-
zufügen. Sie ist der Versuch, drei Ziele miteinander in Einklang zu bringen: 

- die Zusammenfassung des aktuellen Meinungsstandes unter besonderer Be-
rücksichtigung der neueren Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts, 

- die Analyse der tatbestandlichen Struktur des § 613a BGB, um die Mög-
lichkeiten einer einseitigen, interessenorientierten Interpretation einzu-
schränken sowie 

- die Darstellung und rechtliche Beurteilung aktueller Umgehungs- oder Aus-
weitungsstrategien in bezug auf § 613a BGB. 

Die Arbeit hat der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Köln 
im Winter 1986 als Inaugural-Dissertation vorgelegen. Sie wurde im Juli 1986 
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abgeschlossen. Referent war Herr Prof. Dr. Peter Hanau, das Korreferat über-
nahm Prof. Dr. Manfred Lieb. Für den Druck ist die Arbeit in allen wesentli-
chen Punkten auf den neuesten Stand gebracht worden. Bis Dezember 1987 
erschienene Rechtsprechung und Literatur sind in den Fußnoten und - so-
weit möglich - in den Text eingearbeitet. 

Mein Dank gilt an erster Stelle meinem verehrten Doktorvater, Herrn Prof. 
Dr. Peter Hanau, der diese Arbeit angeregt, betreut und deren Fortschreiten 
mit besonderem Interesse und Wohlwollen verfolgt hat. Seine vielfältigen -
auch kritischen - Anregungen waren mir ein ständiger Ansporn und haben 
das Gelingen dieser Arbeit entscheidend gefördert. 

Herrn Prof. Dr. Manfred Lieb schulde ich Dank für die übernahme des 
Korreferates. 

Weiterhin ist es mir ein persönliches Anliegen, Frau Gabriele Vogel, Herrn 
Stefan Przygode sowie Herrn Richard Kricke für ständige Diskussionsbereit-
schaft Dank zu sagen. 

Schließlich gilt mein Dank den Herausgebern für die Aufnahme der Arbeit 
in das Verlagsprogramm. 

Joachim pz'etzko 
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KAPITELl 

Das Tatbestandsmerkmal Betriebsübergang 

TeilA 

Tatbestandliehe Voraussetzungen 

I. Einleitung 

§ 613a BGB ordnet den Eintritt in die Arbeitsverhältnisse an, wenn ein 
Betrieb oder ein Betriebsteil auf den Erwerber als neuen Inhaber übergeht. 
Das Tatbestandsmerkmal Betriebsübergang stellt damit den wesentlichen An-
knüpfungspunkt für die Anwendbarkeit des § 613a BGB dar. 

1. Funktion und tatbestandliche Struktur 

Die Funktion des Tatbestandsmerkmals Betriebsübergang besteht aner-
kanntermaßen darin zu gewährleisten, daß die übertragung einer Sachgesamt-
heit bzw. einzelner Betriebsmittel nicht vom Regelungsbereich des § 613a BGB 
erfaßt wird.' 

Für die daraus resultierende Abgrenzung des Betriebsübergangs von der 
Veräußerung einer Sachgesamtheit sind zwei Feststellungen vonnöten. Zu-
nächst einmal muß die Existenz eines Betriebes bzw. Betriebsteils positiv 
festgestellt werden. Liegt bereits vor dem übertragungsakt lediglich eine 
Sachgesamtheit vor, wie das z.B. nach einer rechtmäßig durchgeführten Be-
triebsstillegung der Fall ist2 , findet § 613a BGB von vornherein keine An-

1 BAG SAE 1986, 160, (164); BAG OB 1985,2409, (2410); BAG OB 1976,391;LAG 
Hamburg BB 1985,1667, (1668); LAG Hamm, Urt. v. 19.4.1985,16 (10) 1501/83 (inso-
weit unveröffentlicht); LAG Kiel OB, 1978, 1406; Bracker, Betriebsverfassung S. 21; Fal-
kenberg, OB 1980, 783; Fischer, Betriebsübergang S. 32; Holzapfel/Pöllath, Unterneh-
menskauf Rdnr_ 569; v. Hoyningen-Huene/Windbichler, RdA 1979.329, (332 f.); Kersch-
ner/Köhler, Betriebsveräußerung S. 19; Meilicke, OB 1982, 1168; Posth, Probleme S. 76; 
Schwerdtner, EWiR § 613a BGB, 9/85, S. 664; Seiter, Betriebsinhaberwechsel, S. 55; Sulz-
berger-Schmitt, übergang S. 34 ff.; Weber, BB 1983,1536 f.; Wendling, Betriebsübergang 
und Arbeitsverhältnis S. 82. 

2 BAG ZiP 1987,1072, (1074); BAG NZA 1987, 523; BAG ZiP 1986, 1595, (1598 
m.w.N.); BAG DB 1985,2407, (2409); BAG OE 1985,2409, (2411); BAG ZiP 1985,698, 
(701); BAG AP Nr. 8 zu § 15 KSchG 1969; BAG AP Nr. 4 zu § 613a BGB (unter 1a); 
BAG ZiP 1980,669, (671); LAG Berlin, Urt. 11.11.1983, 11 Sa 99/83, (unveröffentlicht); 
LAG Berlin, Urt. 17.11.1983, 7 Sa 102/83, (unveröffentlicht); LAG Berlin, OB 1979, 
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wendung. Die Tatbestandsmerkmale Betrieb bzw. Betriebsteil bilden somit 
die äußerste Grenze des tatbestandlichen Anwendungsbereiches des § 613a 
BGB. Erst nachdem der Bestand eines Betriebes bzw. Betriebsteils bejaht wor· 
den ist, stellt sich die Frage nach dem ,Ob' des Betriebsübergangs. Es ist dann 
erneut zu entscheiden, ob der Betrieb bzw. Betriebsteil selbst oder nur eine 
Sachgesamtheit aus dem Betrieb übertragen worden ist. 

Daraus ergibt sich, daß das Kriterium des Betriebsübergangs sowohl die 
Feststellung eines existenten BetriebesJBetriebsteils als auch die Feststellung 
des übergangs umfaßt. Aufgrund der tatbestandlichen Systematik, d.h. der 
notwendigen, nachrangigen Abgrenzungsfunktion beider Merkmale ist es ge· 
rechtfertigt, den Betriebsübergang i.S.v. § 613a BGB als einen zweistufigen 
Tatbestand zu charakterisieren. 

2. Die Schwierigkeiten bei der Auslegung 
des Tatbestandsmerkmals Betriebsübergang 

Obwohl das Auslegungsziel, die Abgrenzung zur übertragung einer bloßen 
Sachgesamtheit vorgegeben ist, bestehen in Rechtsprechung und Literatur 
z.T. erhebliche Unterschiede in Bezug auf die konkrete Umschreibung, Fest· 
legung sowie Ein· und Abgrenzung des Betriebsübergangs. 3 

Verantwortlich für diese Differenzen ist zum einen die Verwendung uno 
scharfer Begriffe wie Betrieb oder Betriebstei1.4 Zum anderen hat der Gesetz-
geber offenbar bewußt auf deren Konkretisierung verzichtet. s Insoweit ist 
nicht ganz zu Unrecht der Vorwurf mangelnder gesetzgeberischer Sorgfalt er-
hoben worden. 6 Dies gilt um so mehr, als gerade die Unbestimmtheit der ge-
setzlichen Terminologie als Ansatzpunkt gewählt wird, um durch einseitige, 
interessenorientierte Interpretationen den tatbestandlichen Anwendungsbe-
reich des § 613a BGB entweder einzuschränken oder auszudehnen. 7 Die aus 
derartigen Bemühungen resultierende Rechtsunsicherheit8 führt dazu, daß 
häufig erst nach einer letztinstanzlichen Entscheidung des BAG feststeht, ob 
auf den Erwerb bestimmter Betriebsmittel § 613a BGB Anwendung findet 

608; LAG Düsseldorf. Urt. V. 25.2.1982. 14 Sa 1413/81 (unveröffentlicht); LAG Frank-
furt EzA Nr. 30 zu § 613a BGB; LAG Hamburg DB 1985, 1667, (1668); LAG Hamm ZiP 
1984, 1270f.; LAG Hamm ZiP 1984,481, (482); LAG Hamm OB 1985,2052, (2053); 
vgl. im übrigen die Darstellung in Kapitel 1 Teil C. 

3 Posth, Probleme S. 70. 
4 Steckhan, FS Schnorr V. Carolsfeld (1974) 463, (472). 
5 Fischer, Betriebsübergang S. 22; Hadding/Häuser, Anmerk., SAE 1978, 54, (55); 

Posth, Probleme S. 70; ähnlich: Sulzberger-Schmitt, übergang S. 19. 
6 So: Kraft, FS BAG (1979), 299, (302); Fischer, Betriebsübergang S. 23 Fußn.2; 

Schwerdtner, Anmerk. SAE 1978,60 wirft dem Gesetzgeber sogar einen miserablen Ge· 
setzgebungsstil vor. 

7 Steckhan, FS Schnorr v. Carolsfeld (1974) 463, (472). 
8 Lieb, ArbR § 2 13 S. 18 spricht von einem verworrenen Rechtszustand. 



Teil A: Struktur und Auslegung 3 

oder nicht. 9 Allerdings ist dem Gesetzgeber zuzugeben, daß angesichts der 
unterschiedlichen Betriebsformen (z.B.: Produktions-, Dienstleistungsbetrie-
be, Mischformen etc.) sowie der vielfältigen Möglichkeiten zur Regelung ei-
nes Betriebsübergangs, eine Auslegung, die das Tatbestandsmerkmal Betriebs-
übergang über ein bestimmtes Maß hinaus spezifiziert, weder möglich noch 
sinnvoll ist. Denn andernfalls bestünde die Gefahr, daß über eine starre und 
statische Definition der von § 613a BGB bezweckte sozialstaatliche Bestands-
schutz der Arbeitsverhältnisse durch atypische übertragungsformen unterlau-
fen wird. 

Bedarf damit § 613a BGB einer wesensimmanenten Flexibilität, kann das 
Ziel einer sachgerechten Auslegung nur darin liegen, das Tatbestandsmerk-
mal Betriebsübergang soweit zu konkretisieren, daß die Anwendbarkeit des 
§ 613a BGB vom Makel der Zufälligkeit und Unvorhersehbarkeit befreit wird. 

11. Der Betriebsbegriff 

1. Meinungsstand 

Die Auslegung des Betriebsbegriffes i.S.v. § 613a BGB ist umstritten. 

a) Geltung des sog. "allgemeinen Betriebsbegriffes" 

Ein Teil der Landesarbeitsgerichte lO sowie die überwiegende Ansicht in 
der Literatur l1 geht im Rahmen des § 613a BGB von der Geltung des von Ja-
cobi12 entwickelten und inzwischen modifizierten 13 allgemeinen Betriebsbe-

9 Fischer, Betriebsübergang S. 21 f. 
10 LAG Berlin, Urt. v. 11.11.1983, 11 Sa 99/83 (unveröffentlicht); LAG Frankfurt 

ZiP 1982,351, (352); LAG Rheinland-Pfalz ZiP 1985,305, (306); inzwischen allerdings 
auch: BAG ZiP 1986. 1595, (1596); differenzierend: BAG ZiP 1988,44, (50). 

11 Becker-Schaffner, BlStSozArbR 1975, 305; Beisel/Klumpp, Unternehmenskauf 
Rdnr. 185; Bracker, Betriebsverfassung S. 20; Dehmer, Betriebsspaltung S. 235 Rdnr. 849; 
Eich, DB 1980, 255, (258); Erman/Küchenhoff, § 613a BGB Rdnr. 13; Falkenberf! DB 
1980, 783; Fischer, Betriebsübergang S. 25; Frohner, BlStSozArbR 1978,257, (258); 
Fuchs, Betriebsnachfolge S. 7 ff.; Gaul, BB 1979,1666, (1667); ders., GRUR 1981,379, 
(382); Hess, DB 1976, 1154, (1156); Hess/Kropshofer, § 1 KO Rdnr. 61; Hohmann, NWB, 
Fach 26, 1885, (1886); Kraft, FS BAG (1979), 299, (303); Lauer, InfStW (1983), 58; 
Lutz, Konkursverwalter S. 4 ff.; Meilicke, DB 1982, 1168 f.; Palme, BlStSozArbR 1977, 
386; Posth, Probleme S. 71; Roemheld, Anmerk. SAE 1981,221 f.; ders., BB 1976,845, 
(846); MüKo/Schaub, § 613a BGB Rdnr. 22; ders., ZiP 1983, 272, (273); Schuster/Bek-
kerle, NZA 1985, 16; Seiter, Betriebsinhaberwechsel S. 49; Soergel/Kraft, § 613a BGB 
Rdnr. 10; Sulzberger-Schmitt, übergang S. 19 f.; Weber, BB 1983,1536. 

12 Jacobi, Betrieb und Unternehmen S. 8; ders., Grundlagen S. 286 hat den Betrieb ur-
sprünglich definiert als eine Vereinigung von personellen, sachlichen und immateriellen 
Mitteln zur fortgesetzten Verfolgung eines von einem oder mehreren Rechtssubjekten ge-
setzten technischen Zwecks. 

13 Mit der Anmerkung des Persönlichkeitswertes der Arbeit und der verfassungsrechtli-
chen Verankerung der Würde des Menschen im Grundgesetz wurde die Betriebsdefinition 

3 Pi~tzko 


